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I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

 
1. Überbaubare Grundstücksflächen 
 

Die festgesetzten Baugrenzen können ausnahmsweise durch eingeschos-
sige Gebäudeteile um bis zu 2 m überschritten werden, sofern die bauord-
nungsrechtlich notwendigen Abstandsflächen eingehalten werden.  

 
2. Garagen, Carports und Stellplätze 
 

Garagen, Carports und Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig.  
 

3. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
 

An der im Bebauungsplan gekennzeichneten südöstlichen Baulinie / Bau-
grenze sind Öffnungen von Gruppenräumen oder Ruheräumen nicht zuläs-
sig.  

 
II. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN, KENNZEICHNUNGEN UND HINWEISE 

 
3. Wasserschutzzone III B 

 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzone III B der Wasserge-
winnungsanlagen Köln-Zündorf (Schutzgebietsverordnung vom 07.02.1992, 
Amtsblatt Nr. 9 für den Regierungsbezirk Köln vom 03.03.1992). Die ge-
nehmigungspflichtigen Tatbestände und Verbote der Wasserschutzge-
bietsverordnung sind zu beachten. Insbesondere wird darauf hingewiesen, 
dass das Einleiten von Abwasser (Schmutz- und Niederschlagswasser) o-
der von wassergefährdenden Stoffen in den Untergrund verboten ist. Aus-
genommen von diesem Verbot - aber erlaubnispflichtig durch die Untere 
Wasserbehörde - ist das Versickern von Niederschlagswasser über die be-
lebte Bodenzone (s. nachfolgenden Hinweis Nr. 4). Es wird besonders da-
rauf hingewiesen, dass Stellplätze wasserundurchlässig zu befestigen sind. 

 
4. Versickerung von Niederschlagswasser gem. § 51a LWG 

 
(1) Auf Baugrundstücken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut 
oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossenen werden, sind die an-
fallenden unbelasteten Niederschlagswässer von Dachflächen und versie-
gelten Flächen unter Beachtung der Vorschriften der Wasserschutzge-
bietsverordnung (siehe vorgenannten Hinweis Nr. 3) gemäß § 51a LWG zu 
versickern. Das Einleiten von Niederschlagswasser in den Untergrund stellt 
eine Benutzung des Grundwassers im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 5 und des 
§ 7 des Wasserhaushaltsgesetzes dar und bedarf unabhängig vom bauauf-
sichtlichen Verfahren einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Die Erlaubnis zur 
Gewässerbenutzung ist bei der nach Wasserrecht zuständigen Behörde 
vorher oder parallel zur Bauanzeige / zum Bauantrag rechtzeitig zu bean-
tragen. 
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5. Kampfmittelverdacht 
 
(1) Der Kampfmittelräumdienst (KBD) der Bezirksregierung Düsseldorf hat 
unter dem AZ. 22.5-3-5382068-230/14 folgenden Hinweis gegeben: 
Luftbilder aus den Jahren 1939 bis 1945 und andere historische Unterlagen 
liefern Hinweise auf vermehrte Kampfhandlungen im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes. Deshalb empfiehlt die Bezirksregierung Düsseldorf - 
Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) eine Untersuchung der zu bebauen-
de Fläche auf Kampfmittel, sofern diese nach Angabe des Kampfmittel-
räumdienstes nicht vollständig innerhalb der bereits auf dem Grundstück 
geräumten Teilfläche liegt. Sofern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben 
hat, sind diese bis auf Geländeniveau von 1945 abzuschieben. Zur Festle-
gung des abzuschiebenden bzw. zu untersuchenden Bereiches und der 
weiteren Vorgehensweise ist ein Ortstermin mit dem KBD zu vereinbaren. 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie 
Rammarbeiten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc., wird zusätzlich eine 
Sicherheitsdetektion empfohlen. Weitere Informationen dazu sind auf der 
Internetseite des KBD zu finden unter 
http://www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/in
dex.jsp. Dort sind das Formblatt „Antrag auf Kampfmitteluntersuchung“ 
und das „Merkblatt Baugrundeingriffe“ verfügbar. 
 
(2) Im Übrigen gelten die allgemeinen Hinweise zur Vermeidung kampfmit-
telbedingter Unfälle. Bei Aushubarbeiten mittels Erdbaumaschinen wird ei-
ne schichtweise Abtragung um ca. 0,50 m sowie eine Beobachtung des 
Erdreichs hinsichtlich Veränderungen wie z.B. Verfärbungen, Inhomogeni-
täten empfohlen. Generell sind Bauarbeiten sofort einzustellen sofern 
Kampfmittel gefunden werden. In diesem Fall ist die zuständige Ordnungs-
behörde, der Kampfmittelbeseitigungsdienst oder die nächstgelegene Poli-
zeidienststelle unverzüglich zu verständigen.  

 
6. Bodenschutz 

 
Im Rahmen der Baureifmachung von Grundstücken anfallendes bauschutt-
haltiges oder auffälliges Bodenmaterial (z. B. aus Bodenauffüllungen) ist 
nach vorheriger Anzeige beim Rhein-Sieg-Kreis ordnungsgemäß zu ent-
sorgen. Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die wasserrechtli-
che Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen. 
 

 
7. Verhalten bei der Entdeckung von Bodendenkmälern 
 

Die Entdeckung von Bodendenkmälern (kultur- und/oder naturgeschichtli-
che Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde oder auch Verän-
derungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höh-
len und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Le-
bens aus erdgeschichtlicher Zeit) ist der Stadt Troisdorf als Untere Denk-

http://www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/index.jsp
http://www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/index.jsp
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malbehörde und / oder dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege, 
Außenstelle Overath, Gut Eichtal, 51491 Overath (Tel. 02206/80039) unver-
züglich mitzuteilen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in 
unverändertem Zustand zu erhalten (§ 15 u. § 16 DSchG NW), falls diese 
nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. 

 
 

 


